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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 46. 


Nr. 4755.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend das Statut der neu errichteten, in Porta bei 
Minden domizilirten „Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Huͤttenbetrieb, 
Porta Weſtphalica“. Vom 20. Juli 1857. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

fuͤgen hiermit zu wiſſen, daß wir die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter 

der Benennung „Porta Weſtphalica, Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Huͤtten⸗ 

betrieb“, deren Sitz in Porta, in der Gemeinde Barkhauſen, im Regierungs⸗ 

bezirk Minden, ſein ſoll und die zum Zweck hat: 

a) die eigenthuͤmliche oder pachtweiſe Erwerbung von Konzeſſionen auf 
Kohlen, Eiſenſtein und andere nutzbare Mineralien und Foffilien, ſowie 
von Antheilen ſolcher Konzeſſionen innerhalb eines Umkreiſes von dreißig 
Meilen von dem Sitze der Geſellſchaft, 


b) das Brennen von Steinkohlen zu Koaks, die Herſtellung von Eiſen und 
allen anderen Metallen, ſowie die Verarbeitung von Mineralien, Foſ⸗ 
ſilien und Metallen in allen dem Handel und Konſum ſich anpaſſenden 
Formen, endlich 5 

c) den Verkauf der ſelbſtgewonnenen Kohlen, Eiſenſteine und fonftigen Mi- 
neralien und Foſſilien, ſowie der ſelbſthergeſtellten Metalle, Fabrikate und 
Handelsartikel, 

auf Grund des Geſetzes vom 9. November 1843. genehmigt und dem in dem 
notariellen Akte vom 27. Mai 1857. feſtgeſtellten Geſellſchaftsſtatute Unſere 
landesherrliche Beſtaͤtigung ertheilt haben. 

Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit dem vorerwaͤhnten notariellen Akte 
vom 27. Mai 1857. fuͤr immer verbunden und nebſt dem Wortlaute der 
Statuten durch die Geſetz⸗Sammlung und durch das Amtsblatt Unſerer Re⸗ 
gierung in Minden zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht werde. 

Jahrgang 1857. (Nr. 4755.) 87 Ur⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 31. Auguſt 1857. 


— 670 — 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige: 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. ; 
Gegeben Sansſouci, den 20. Juli 1857. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. 


Statut 


der Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Hüttenbetrieb, Porta 
Weſtphalieg. 


Titel J. 
Bildung, Sitz, Dauer und Zweck der Geſellſchaft. 


. . 
Unter dem Namen: 


„Porta Weſtphalica, Aktiengeſellſchaft fuͤr Bergbau und 
Huͤttenbetrieb“ f 


wird eine Aktiengeſellſchaft gebildet, welche dem Geſetze vom 9. November 1843. 
gemäß organiſirt iſt und ihren Wohnſitz zu Porta in der Gemeinde Barkhauſen 


bei Minden hat. 


§. 2. 


Die Dauer der Geſellſchaft iſt auf funfzig, vom Tage der landesherr⸗ 
lichen Genehmigung dieſes Statuts laufende Jahre beſtimmt. Die General⸗ | 
Verſammlung kann eine Verlängerung der Dauer der Geſellſchaft über dieſen 
Zeitpunkt hinaus in Gemaͤßheit des F. 33. beſchließen. Der desfallſige Be⸗ 
ſchluß unterliegt der landesherrlichen Genehmigung. 


S. 
Die Geſellſchaft hat zum ausſchließlichen Zwecke: 


a) die eigenthümliche oder pachtweiſe Erwerbung von Konzeffionen auf 
Kohlen, Eiſenſtein und andere nutzbare Mineralien und Foſſilien, ſowie 
von Antheilen ſolcher Konzeſſionen innerhalb eines Umkreiſes von dreißig 
Meilen von dem Sitze der Geſellſchaft, i 8 

b) das Brennen von Steinkohlen zu Koaks, die Herſtellung von Eiſen und 
allen anderen Metallen, ſowie die Verarbeitung von Mineralien, Mi 
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ſilien und Metallen in allen dem Handel und Konſum ſich anpaſſenden 
Formen, endlich 8 
c) den Verkauf der ſelbſtgewonnenen Kohlen, Eiſenſteine und ſonſtigen Mi⸗ 
neralien und Foſſilien, ſowie der ſelbſthergeſtellten Metalle, Fabrikate 
und Handelsartikel. 


Titel II. 
Geſellſchaftskapital, Aktien und Aktionaire. 


H. 4. 


Das Grundkapital der Geſellſchaft iſt auf Eine Million Thaler Preußiſch 
Kurant feſtgeſetzt und wird reprafentirt durch zweitaufend Aktien, eine jede 
zum Nominalwerthe von fuͤnfhundert Thalern. 


§. 5. 
Die Aktien lauten auf jeden Inhaber und werden nach dem beigefuͤgten 
Schema ausgefertigt. Sie tragen eine laufende, aus dem Stammregiſter aus⸗ 
gezogene Nummer und die Unterſchrift von wenigſtens drei Verwaltungsraths⸗ 
Mitgliedern. Mit jeder Aktie werden fuͤr fuͤnf Jahre Dividendenſcheine, auf 
jeden Inhaber lautend, nebſt Talon verabfolgt, deren Erſetzung nach Ablauf 
des letzten Jahres durch neue geſchieht. 


H. 6. 


Die Einzahlung der Aktienbetraͤge erfolgt nach dem Beduͤrfniſſe der 
Geſchaͤftsoperationen in Raten von zehn bis hoͤchſtens fuͤnf und zwanzig Pro⸗ 
zent, und zwar binnen vier Wochen nach einer in die Geſellſchaftsblaͤtter ein⸗ 
zuruͤckenden Aufforderung des Verwaltungsrathes und an denjenigen Stellen, 
welche in dieſer Aufforderung angegeben ſind. Die Einzahlungstermine muͤſſen 
wenigſtens ſechs Wochen auseinander liegen, und es ſollen bis ſpaͤteſtens vier⸗ 
zehn Tage nach Bekanntmachung der landesherrlichen Genehmigung des gegen⸗ 
wärtigen Statuts zehn Prozent, überhaupt mindeſtens vierzig Prozent im erſten 
Jahre nach erfolgter landesherrlicher Genehmigung eingezahlt werden. Wer 
innerhalb der von dem Verwaltungsrathe in Gemaͤßheit der porſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen feſtgeſetzten Friſt die Zahlung nicht leiſtet, verfaͤllt in eine Kon⸗ 
ventionalſtrafe von einem Fuͤnftel des ausgeſchriebenen Betrages. Wenn in⸗ 
nerhalb zweier Monate nach einer erneuerten öffentlichen Aufforderung die 
Zahlung noch immer nicht erfolgt, fo iſt die Geſellſchaft berechtigt, die bis da⸗ 
hin eingezahlten Raten als verfallen und die durch die Ratenzahlungen, ſowie 
durch die urſpruͤngliche Unterzeichnung dem Aktionair gegebenen Anfprüche auf 
den Empfang von Aktien für erloſchen zu erklären. Eine ſolche Erklarung er⸗ 
folgt auf Beſchluß des VBerwwoltungsratße durch oͤffentliche Bekanntmachung 
unter Angabe der Nummer der Aktien. An der Stelle der auf dieſe Art aus⸗ 
ſcheidenden Aktionaire koͤnnen von dem Verwaltungsrathe neue Aktienzeichner 
zugelaſſen werden. Derſelbe iſt auch alternativ berechtigt, die fälligen Einzah⸗ 

‚Wr. 4755.) | 87% lungen 
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lungen nebft der Konventionalſtrafe gegen die erſten Aktienzeichner gerichtlich | 
einzuklagen, ſo lange die letzteren noch geſetzlich verhaftet ſind. 


H. 7. 

Ueber die geleiſteten Theilzahlungen werden auf den Namen lautende 
Interimsquittungen ertheilt, die von wenigſtens Einem Mitgliede des Verwal⸗ 
tungsrathes, oder einer von dem Verwaltungsrathe zu ermaͤchtigenden Perſon, 
deren Namen jedoch oͤffentlich bekannt gemacht werden muß, zu unterſchreiben 
ſind, und deren Auswechſelung gegen die Aktiendokumente erfolgt, ſobald der 
volle Nominalwerth eingezahlt iſt. Nach Einzahlung von vierzig Prozent iſt 
eine Uebertragung der aus den geleiſteten Zahlungen entſpringenden Rechte und 
Verbindlichkeiten an einen Dritten zuläffig, bewirkt aber die Befreiung des 
Cedenten von jeder weiteren bezuͤglichen Zahlungsverbindlichkeit nur in dem 
Falle, wenn der Verwaltungsrath hierzu die Einwilligung ertheilt hat. Ceſ⸗ 
fionen von Interimsquittungen find formell nur guͤltig, wenn ſolche durch eine 
ſchriftliche Erklärung des Cedenten und eine ſchriftliche Acceptation des Ceſſio⸗ 
nars urkundlich dem Verwaltungsrathe zur Kenntniß vorgelegt werden. Bei 
allen anderen Uebergangsarten von Interimsquittungen muß der Verwaltungs⸗ 
rath den Uebergangstitel prüfen. Jede Ceſſion und andere Uebergangsart der 
Interimsquittungen wird auf dieſen von dem Verwaltungsrathe vermerkt und 
von wenigſtens Einem Mitgliede deſſelben unterzeichnet. 


H. 8. 


Gehen Aktien, Interimsquittungen oder Talons verloren, oder werden 
dieſelben vernichtet, ſo tritt auf Koſten der Betheiligten das den geſetzlichen 
Vorſchriften entſprechende Mortifikationsverfahren ein. Nach legal ausge⸗ 
ſprochener Mortifikation werden neue Interimsquittungen, Aktien oder Talons 
ausgefertigt. Das Datum des rechtskraͤftigen Mortifikationsurtheils ift in das 
Aktienregiſter der Geſellſchaft einzutragen. 


H. 95 


Eine Mortififation von Dividendenſcheinen findet nicht ſtatt. Es ſind 
jedoch an diejenigen Aktionaire, welche den Verluſt der Dividendenſcheine vor 
Ablauf der Verjährungsfrift dem Verwaltungsrathe angezeigt haben und den 
ſtattgehabten Beſitz durch Vorzeigung der Aktien oder auf ſonſt glaubwuͤrdige 
Weiſe darthun, die Betraͤge der verlorenen und bis dahin nicht vorgekommenen 
Dividendenſcheine nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt auszuzahlen. N 


H. 10. 


Alle Aktionaire haben in der Gemeinde Barkhauſen ihr Domizil, ſofern 
es ſich um die Erfüllung ihrer Verpflichtung gegen die Geſellſchaft handelt. 
Alle Inſinuationen erfolgen gültig an die in dieſem Domizilorte vorhandene, 
von dem Aktionair zu beſtimmende Perſon, oder in dem daſelbſt gelegenen, von 
dem Aktionair zu bezeichnenden Haufe, nach Maaßgabe der Hh. e 


Theil I. Titel 7. der Allgemeinen Gerichtsordnung, und in Ermangelung der 
Beſtimmung einer Perſon oder eines Hauſes auf dem Prozeßbuͤreau des Kö⸗ 
niglichen Kreisgerichts zu Minden. 5 


H. 11. 


; Ueber den Nominalwerth der Aktien hinaus ift der Aktionair zu Zahlungen 
nicht verpflichtet, den einzigen Fall der im H. 6. vorgeſehenen Konventional⸗ 
ſtrafe ausgenommen. 


§. 12. 


Alle oͤffentlichen Bekanntmachungen der Geſellſchaft erfolgen durch die 
Geſellſchaftsblaͤtter, zu welchen beſtimmt werden: der Preußiſche Staats-An⸗ 
zeiger, die Berliner Boͤrſenzeitung, die Patriotiſche Zeitung zu Minden, die 
Eſſener Allgemeinen Politiſchen Nachrichten und die Koͤlniſche Zeitung. Geht 
eines dieſer Blaͤtter ein, ſo ſoll die Veroͤffentlichung in den uͤbrig bleibenden 
Blättern jo lange genuͤgen, bis die naͤchſte Generalverſammlung unter Geneh⸗ 
migung der Koͤniglichen Regierung zu Minden ein anderes beſtimmt hat. Die 
Königliche Regierung zu Minden iſt berechtigt, die Wahl anderer Geſellſchafts⸗ 
blaͤtter vorzuſchreiben. Jede Veränderung in den Geſellſchaftsblaͤttern iſt durch 
die Amtsblaͤtter derjenigen Regierungen, in deren Bezirken die neu eingefuͤhrten 
Geſellſchaftsblaͤtter erſcheinen, ſowie durch die uͤbrigen Geſellſchaftsblaͤtter und 
das Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu Minden zu veroͤffentlichen. 


Titel III. 


Von dem Verwaltungs rathe. 
H. 13. 

Die obere Leitung der Geſellſchaft, ſowie die Vertretung derſelben, wird 
einem von der Generalverſammlung ernannten Verwaltungsrathe anvertraut. 

Der Verwaltungsrath beſteht aus neun Aktionairen, von denen jeder 
wenigſtens zehn Aktien erwerben und waͤhrend der Dauer ſeiner Funktionen als 
Kaution auf dem Buͤreau der Geſellſchaft hinterlegen muß. Die Mehrzahl 
der Verwaltungsraths-Mitglieder ſoll aus Inlaͤndern beſtehen. Er 

Die Wahl des Verwaltungsrathes erfolgt durch geheimes Skrutinium 
und wird durch einen gerichtlichen oder notariellen Akt dokumentirt, deſſen Aus⸗ 
fertigung die Legitimation der Verwaltung bildet. Die Namen der erwaͤhlten 
Verwalkungsraths⸗Mitglieder find öffentlich bekannt zu machen. 


. 14. 


Die Funktionen der Verwaltungsraths⸗Mitglieder dauern ſechs Jahre. 

Alle zwei Jahre ſcheiden drei Mitglieder aus dem Verwaltungsrathe nach dem 
Dienſtalter aus. Welche Mitglieder in dem Jahre, wo der Turnus nach dem 
(Nr. 4755.) f Dienſt⸗ 
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Dienſtalter noch nicht fefifteht, ausſcheiden, beſtimmt das Loos. Die Ausfher 
denden ſind wieder waͤhlbar. N Br: 


§. 15. 
Der Verwaltungsrath waͤhlt aus ſeiner Mitte einen Praͤſidenten und 


einen erſten und zweiten Vizepraͤſidenten, welche ſaͤmmtlich Inlaͤnder ſein 
muͤſſen, und zwar von Jahr zu Jahr, ohne an der Wiederwahl verhindert 


zu ſein. Der Praͤſident wird durch den erſten Vizepraͤſidenten, und wenn 
auch dieſer verhindert iſt, durch den zweiten Vizepraͤſidenten vertreten. 

Die Namen des Praͤſidenten und der beiden Vizepraͤſidenten find oͤf— 
fentlich bekannt zu machen. 


N $. 16. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich auf Einladung des Vorſitzenden, 
ſo oft die Geſellſchaftsangelegenheiten es erheiſchen, und zwar in der Regel 
an dem Sitze der Geſellſchaft. Der Vorſitzende muß den Verwaltungsräth 
zuſammenberufen, ſobald drei Mitglieder deſſelben darauf antragen. Als Regel 
werden monatliche Verwaltungsraths⸗Sitzungen vorgeſchrieben. f 


Nr 
Der Verwaltungsrath faßt feine Beſchluͤſſe nach abſoluter Stimmen⸗ 


mehrheit der anweſenden Mitglieder. Im Falle der Stimmengleichheit giebt 7 
mit Ausnahme der Wahlabſtimmungen — die Stimme des Vorſitzenden den 


Ausſchlag. Zur Faſſung eines guͤltigen Beſchluſſes iſt die Anweſenheit von 
wenigſtens fünf Mitgliedern erforderlich und hinreichend. 3 

Sollte ſich bei den Wahlen, welche der Verwaltungsrath vornimmt, u 
in dem erſten Wahlakte eine abſolute Majoritaͤt nicht ergeben, ſo wird die dop⸗ 
pelte Anzahl der zu Waͤhlenden aus der Zahl derjenigen, auf welche ſich die 


relativ größte Anzahl von Stimmen vereinigt hatte, auf die engere Wahl ge 9 


bracht. Bei Stimmengleichheit entſcheidet in allen Wahlfaͤllen das Loos. 


. 
Alle Ausfertigungen von Verwaltungsraths⸗Handlungen werden von dem 


Praͤſidenten des Verwaltungsrathes, und in deſſen Verhinderung von einem der 4 


Vizepräſidenten, ſowie, wenn auch dieſe verhindert find, von zwei anderen Mit: 
gliedern des Verwaltungsrates unterzeichnet. 5 5 iR 
In dringenden Fällen hat der Praͤſident des Verwaltungsrathes, bezies 
hungsweiſe jeder der Vizepraͤſidenten das Recht, ſofortige Verfuͤgungen und 
Anordnungen zu treffen. Er iſt aber verpflichtet, in einer moͤglichſt bald anzu⸗ 
beraumenden Sitzung des Verwaltungsrathes von ſeinen Verfuͤgungen und 
Anordnungen Mittheilung zu machen und weitere Beſchluͤſſe zu veranlaſſen. 
Saͤmmtliche Beſchluͤſſe des Verwaltungsrathes werden in ein Protokoll 
buch eingetragen. Die Protokolle ſind von dem Vorſitzenden und wenigſtens 
noch drei anderen Berwaltungsraths⸗Mitgliedern zu vollziehen. 94 9 


i 


5 


. 


Erledigen ſich die Stellen von Verwaltungsraths⸗Mitgliedern waͤhrend der 
Verwaltungsperiode, jo werden dieſelben vorlaͤufig von dem Verwaltungsrathe 
aus der Zahl der wahlfaͤhigen Aktionaire durch Wahl zu gerichtlichem oder no⸗ 
tariellem Protokoll wieder beſetzt. Die definitive Wiederbeſetzung erfolgt durch 
Wahl der naͤchſten Generalverſammlung. Jedes in dieſer Weiſe gewaͤhlte Mit⸗ 
glied ſcheidet an dem Termine aus, an welchem die Dauer der Funktionen ſei⸗ 


nes Vorgängers aufgehört haben wuͤrde. 


Auch die Namen der proviſoriſch gewählten Verwaltungsraths⸗Mitglieder 


ſind oͤffentlich bekannt zu machen. 


H. 20. 
Der Verwaltungsrath beraͤth und verfügt innerhalb der Grenzen des 


Statuts uͤber alle Angelegenheiten der Geſellſchaft, ſoweit ſolche nicht der 


Beſchlußnahme der Generalverſammlung vorbehalten find. Namentlich be⸗ 
flimmt er uͤber die Anlegung der disponiblen Fonds und normirt bis zu einem 
Maximum von fuͤnf und zwanzig tauſend Thalern die Höhe der zu bewilligenden 
oder in Anſpruch zu nehmenden Kredite. Er entſcheidet uͤber die Erwerbung 
und Veraͤußerung von Immobilien, über Neubauten, Reparaturen an den 
Immobilien, ſowie über Plan und Umfang der zu errichtenden Etabliſſements. 
Er beſchließt über alle Verträge, welche fich auf die Regulirung der Preiſe und 
des Abſatzes der Produkte der Geſellſchaft beziehen, ſowie uͤber alle Ankaͤufe 
von Rohprodukten fuͤr die Fabrikation oder fuͤr den Handel der Geſellſchaft. 
Er ernennt und entſetzt die Direktoren, ſowie die übrigen Beamten der Geſell⸗ 
ſchaft und beſtimmt deren Gehaͤlter. Insbeſondere wird ihm das Recht einge⸗ 
raͤumt, den Direktoren und übrigen Angeſtellten kontraktlich Tantieme zuzu⸗ 
ſichern, deren Betrag jedoch, für Alle zuſammen gerechnet, fünf Prozent des 
Reingewinnes nicht uͤberſteigen darf. Er erlaͤßt die ſpeziellen Dienſtinſtruktio⸗ 
nen fuͤr die Direktoren und Beamten. Er iſt berechtigt, uͤber Alles, was das 
Intereſſe der Geſellſchaft betrifft, Vertraͤge abzuſchließen, ſich zu vergleichen, zu 
ompromittiren und zu ſubſtituiren. ; 

Er kann eines oder mehrere feiner Mitglieder, ſowie die Direktoren und 
Beamten der Geſellſchaft oder außerordentliche Kommiſſarien zu beſtimmten 
Geſchaͤften delegiren und dieſen die erforderlichen Vollmachten ausfertigen. Er 
führe ſaͤmmtliche von der Generalverſammlung gefaßten Beſchluͤſſe aus oder 
läßt dieſelben durch Bevollmaͤchtigte ausführen. ö 


8. 21 > 


Der Verwaltungsrath bezieht für feine Muͤhwaltung eine Tantieme von 
fünf Prozent des jährlichen Reingewinnes der Geſellſchaft, welche jedoch den 
Betrag von ſechstauſend Thalern pro Jahr nicht uͤberſteigen ſoll, und welche 
durch Beſchluß der Generalverſammlung herabgeſetzt werden kann. Während 
er Bauperiode, und fo lange die Tantieme die Summe von zweitauſend ſieben⸗ 
(Nr, 4755.) hundert 


\ 
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hundert Thalern nicht erreicht, ſoll dieſe Summe dem Verwaltungsrathe als f 


das geringſte Maaß ſeiner Remuneration gezahlt werden. Der Verwaltungs⸗ 
rath beſtimmt, wie dieſelbe unter die einzelnen Mitglieder zur Vertheilung ge⸗ 
bracht wird. Saͤmmtliche im Intereſſe der Geſellſchaft aufgewendeten Reiſe⸗ 
koſten erhalten die Verwaltungsraths-Mitglieder erſtattet. 


Der erſte Verwaltungsrath der Geſellſchaft beſteht aus den Herren 


Dr. jur. Friedrich Hammacher zu Eſſen, . 
Gutsbeſitzer Wilhelm Neuſtein zu Schuir bei Werden an der Ruhr, 
Geheimer Regierungsrath Carl Kruͤger zu Minden, 

Gutsbeſitzer Johann Heinrich Sonnenſchein zu Waſſerfall bei Velbert, 
Kaufmann Ferdinand Ludwig Schemann zu Coͤln, N 
Ingenieur Conrad Buͤttgenbach zu Duͤſſeldorf, £ 
Regierungsrath Engelbert Klingholz zu Minden, 

Fabrikbeſitzer Peter Schwengers zu Uerdingen und 

Rentner Wilhelm Eigen zu Haus Eigen bei Werden an der Ruhr, 


und zwar bis zur erſten Generalverſammlung nach erfolgter landesherrlicher 
Genehmigung des Statuts. Derſelbe iſt jedoch nicht befugt, bis zu dieſem Zeit⸗ 
punkte Eigenthumshandlungen irgend einer Art vorzunehmen. 


Titel IV. 
Die Direktion. 
H. 22. 


Zur ſpeziellen Führung der Geſchaͤfte nach den Beſchluͤſſen des Ver 


waltungsrathes kann dieſer aus ſeiner Mitte, oder auch außerhalb deſſelben, 
einen oder mehrere Direktoren anſtellen (H. 20.) und denſelben einzeln oder 
zuſammen die Zeichnung der Korreſpondenz, die Zahlungsanweiſungen auf den 
Kaſſirer, die Ausſtellung von Quittungen, die Acceptation, die Unterſchrift und 
das Indoſſement von Wechſeln und Anweiſungen, ſowie uberhaupt die Zeich⸗ 
nung in allen laufenden Geſchaͤften und die Vertretung der Geſellſchaft als 
Klägerin und Verklagte bei Gericht mit Subſtitutionsbefugniß, ſowie endlich 
die Anſtellung und Entlaſſung von Beamten, deren Gehalt nicht mehr als 
vierhundert Thaler pro Jahr betraͤgt, uͤbertragen. 


Die Wahl der Direktoren erfolgt zu gerichtlichem oder notariellem Pro⸗ 


tokoll und muß Öffentlich bekannt gemacht werden. 


§. 23. 


Jeder Direktor kann jederzeit wegen Verletzung feiner Dienſtpflichten, 
ſowie wegen grober Fahrlaͤſſigkeit oder aus anderen Gründen entlaſſen werden, 
wenn in einer unter Angabe dieſes Berathungsgegenſtandes berufenen Ver⸗ 


waltungsraths⸗Sitzung ſich wenigſtens ſieben Verwaltungsraths⸗Mitglieder da⸗ 


N 8 N N 
fuͤr ausſprechen Eine 
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Eine ſolchergeſtalt ausgeſprochene Entſetzung hat zur Folge, daß alle dem 
Direktor vertragsmaͤßig gewaͤhrten Anſpruͤche an die Geſellſchaft auf Beſol⸗ 
dung und Entſchaͤdigung, auf Gratifikationen oder andere Vortheile fuͤr die 
Zukunft von ſelbſt erloͤſchen. 

Alle dieſe Beſtimmungen muͤſſen in die Vertraͤge mit den Direktoren auf⸗ 
genommen werden. 


Titel V. 
Von den Generalverſammlungen. 


$. 24, 


Im Monat Juni eines jeden Jahres findet die ordentliche Jahresver— 
ſammlung der Aktionaire am Sitze der Geſellſchaft ſtatt, Der Verwaltungs⸗ 
rath erſtattet in dieſer den Geſchaͤftsbericht und legt die Bilanz ſeit dem letzten 
Abſchluſſe vor. In derſelben Verſammlung muͤſſen aus der Zahl der Aktio⸗ 
naire drei Kommiſſarien gewaͤhlt werden, von denen wenigſtens zwei Inlaͤnder 
ſind, und welche die von dem Verwaltungsrathe uͤber das laufende Geſchaͤfts⸗ 
jahr demnächft zu legenden Rechnungen und Bilanzen zu prüfen und uͤber das 
Reſultat ihrer Prüfung der zur Decharge-Ertheilung beſtimmten naͤchſten Ges 
neralverſammlung Bericht zu erſtatten haben. Dieſer Bericht iſt ſpaͤteſtens 
10 Wochen vor dieſer Generalverſammlung dem Verwaltungsrathe zu uͤber— 
reichen. f 

Die ordentliche Generalverſammlung monirt oder dechargirt auf Grund 
des Berichts der Kommiſſarien die Rechnungen des Verwaltungsrathes. Die 
nicht monirten Punkte der Rechnungen werden als dechargirt angenommen. 


§. 25. 


Der Verwaltungsrath ſetzt die Tagesordnung fuͤr die Generalverſamm⸗ 
lungen feſt. Anträge einzelner Aktionaire muͤſſen auf die Tagesordnung gebracht 
werden, wenn ſie dem Verwaltungsrathe ſpaͤteſtens vierzehn Tage vor dem 
Verſammlungstage ſchriftlich auf dem Buͤreau der Geſellſchaft zugeſtellt ſind, 
und gelangen zur Diskuſſion und Abſtimmung, wenn ſich bei der Unterſtuͤtzungs— 
frage wenigſtens acht Aktionaire dafuͤr ausſprechen. ö 

Der Verwaltungsrath hat die Befugniß, jederzeit auch außerordentliche 
Generalverſammlungen zu berufen. Er muß dieſelben berufen, wenn wenig⸗ 
ſtens zehn Aktionaire, welche zuſammen wenigſtens zweihundert Aktien beſitzen, 
unter Angabe der Berathungsgegenſtaͤnde ſchriftlich bei ihm darauf antragen. 
Die Einladungen zu ſaͤmmtlichen Generalverſammlungen erfolgen durch den 
Verwaltungsrath mittelſt zweimaliger Inſertion in den Geſellſchaftsblaͤttern, 
von denen die erſte wenigſtens drei Wochen vor dem Verſammlungstermine 
geſchehen muß. 

; Der Zweck der außerordentlichen Generalverſammlungen, welche ſaͤmmt⸗ 
lich am Sitze der Geſellſchaft abzuhalten ſind, iſt in der Einladung anzudeuten. 
H. 26, 


| = I 


H. 26. 


In den Generalverſammlungen iſt jeder Aktionair ſtimmberechtigt, wel⸗ 
cher ſich ſpaͤteſtens acht Tage vor dem Verſammlungstermine als Beſitzer einen 
oder mehrerer Aktien legitimirt hat. 1 

Die Legitimation erfolgt durch die Vorzeigung der Aktien oder eines 1 
dem Verwallungsrathe als genügend erſcheinenden Zeugniſſes für den Beſtz 
derſelben, und muß auf dem Buͤreau der Geſellſchaft oder an den von dem 
Verwaltungsrathe in der Einladung zu bezeichnenden Stellen bei den Perſonen 
erfolgen, denen der Verwaltungsrath die Vollmacht dazu ertheilen wird. Je⸗ 
der legitimirte Aktionair wird in die Aktienliſte eingeſchrieben und erhaͤlt auf 
Verlangen eine Beſcheinigung daruͤber. Es ſteht dem Verwaltungsrathe frei 
zu verlangen, daß die fo legitimirten Aktionaire am Tage der Generalverſamm⸗ 
lung den Nachweis des Fortbeſtandes des Aktienbeſitzes durch Vorzeigung der 
Aktien oder einer Beſcheinigung hieruͤber, deren Werth lediglich der Verwal⸗ 
tungsrath enffcheidend beurtheilf, auf dem Buͤreau der Geſellſchaft liefern und 
hiervon die Zulaſſung zur Generalverſammlung abhängig zu machen. g 

Der Verwaltungsrath muß es jedoch in der Einladung bekannt machen, 
wenn er von dieſem Rechte Gebrauch machen will. s 


H. 27% 


Der Beſitz von Einer Aktie giebt in der Generalverſammlung Eine 
Stimme, der von drei Aktien zwei Stimmen, der von fünf Aktien drei Stim⸗ 
men, der von acht Aktien vier Stimmen, der von zwoͤlf Aktien fuͤnf Stimmen, 
der von ſechszehn Aktien ſechs Stimmen, der von zwanzig Aktien fieben Stim⸗ 
men, und ſo weiter der Beſitz von je vier Aktien Eine Stimme mehr. Es 
kann jedoch kein Aktionair auf Grund eigenen Beſitzes mehr als fuͤnf und 
zwanzig Stimmen, und durch Vollmacht (F. 28.) mehr als funfzig Stinmen 
(die eigenen mit eingeſchloſſen) abgeben. ES 


H. 28. 


| Jeder Aktionair kann ſich in der Generalverſammlung durch einen ander 
ren Aklionair auf Grund ſchriftlicher Vollmacht vertreten laſſen. Fur Hand⸗ 
lungshaͤuſer find auch Prokuratraͤger, für Ehefrauen deren Ehemaͤnner, für 
Wittwen deren großjaͤhrige Söhne, für Muͤndel und Kuranden deren Vor⸗ 
muͤnder und Kuratoren, für juriſtiſche Perſonen deren geſetzliche Vertreter, ohne 
daß ſie Aktionaire zu ſein brauchen, das Stimmrecht auszuuͤben befugt. Die 
ſchriftlichen Vollmachten muͤſſen dem Verwaltungsrathe je nach deſſen Beſtim⸗ 
mung am Tage vor der Generalverſammlung oder dem Verſammlungstage 
a vor der zu deren Eröffnung. feftgefeßten Stunde zur Prüfung überreicht 
werden. 8 f 


H. 29. 


Das Stimmrecht für die Aktien eines Aktionairs iſt untheilbar. 
H. 30, 


3 


r 


X 


0 


H. 3 0. 


Der Praͤſident des Verwaltungsrathes hat den Vorſitz in den General⸗ 
Verſammlungen zu führen und zwei Skrutatoren zu ernennen. Sind der Praͤ⸗ 
ſident des Verwaltungsrathes und beide Vizepraͤſidenten verhindert, fo wird 
der Vorſitzende der Generalverſammlung durch den Verwaltungsrath beſtimmt, 
in welchem zu dieſem Behufe das den Jahren nach aͤlteſte Mikglied den Vor⸗ 
ſitz zu führen hat. ; 

Die Protokolle ſaͤmmtlicher Generalverſammlungen werden gerichtlich 
„oder notariell aufgenommen und von dem Vorſitzenden, ſowie den Skrutatoren 
und ſaͤmmtlichen anweſenden Aktiongiren, welche es verlangen, unterzeichnet. 


H. 31. 


Die Beſchluͤſſe der Generalverſammlung werden mit Ausnahme der im 
H. 33. bezeichneten Falle nach abfoluter Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Gleich⸗ 
heit der Stimmen giebt diejenige des Vorſitzenden den Ausſchlag, welcher auch 
die Votirform beſtimmt. 

Auf den Antrag von wenigſtens zwanzig Mitgliedern muß die Abſtim⸗ 
mung durch geheimes Skrutinium erfolgen. Die gefaßten Beſchluͤſſe ſind fuͤr 


alle abweſenden und diſſentirenden Aktionaire bindend. 


5 H. 32. 

Sollte bei den Wahlen, welche die Generalverſammlung vornimmt, in 
dem erſten Wahlakte eine abſolute Majoritaͤt nicht erzielt werden, fo wird die 
doppelte Anzahl der zu Waͤhlenden aus der Zahl derjenigen, auf welche ſich 
a relativ größte Anzahl von Stimmen vereinigt hatte, auf die engere Wahl 
gebracht. \ 5 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 


H. 33. \ 


Zu Statutaͤnderungen, ſowie zu Befchlüffen uͤber eine Erhöhung des 
Grundkapitals, über. die Auflöfung oder Verlängerung der Dauer der Geſell⸗ 
ſchaft, iſt die Zuſtimmung von wenigſtens drei Vierteln der in einer unter Au⸗ 
gabe des Berathungsgegenſtandes berufenen Generalverſammlung vertretenen 
Stimmen nothwendig und hinreichend. Dieſelben beduͤrfen jedoch der landes— 
herrlichen Genehmigung. 

| $. 34. 


Der Verwaltungsrath muß, abgeſehen von den Fällen, welche gegen⸗ 
waͤrtiges Statut anderweitig vorſchreibt, den Beſchluß der Generalverſamm⸗ 
lung einholen, wenn es ſich um die Aufnahme von Darlehnen handelt, ſowie, 
wenn die Veraͤußerung erworbener und die Erwerbung neuer Konzeſſionen, 
Immobilien und Etabliſſements beſchloſſen werden foll, deren Preis mehr als 
fünf und zwanzig tauſend Thaler beträgt. Zu einem guͤltigen Beſchluſſe über 
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die Aufnahme von Darlehnen iſt die ausdruͤckliche Angabe des Berathungs⸗ 
Gegenſtandes in der Einladung zu der Generalverſammlung, ſowie die Geneh⸗ 
migung des Handelsminiſters erforderlich. 


Titel VI. 
Bilanz, Dividende, Zinſen und Reſervefonds. 


H. 35. 


Mit Ende Dezember eines jeden Jahres muß eine Bilanz des Aktiv: 
und Paſſiv⸗Vermoͤgens der Geſellſchaft errichtet, bis ſpaͤteſtens Ende Maͤrz 
des folgenden Jahres abgeſchloſſen und in ein dazu beſtimmtes Buch eingetra⸗ 
gen, ſowie den Rechnungskommiſſarien auf dem Buͤreau der Geſellſchaft durch 
beſondere Anzeige zur Verfügung geſtellt werden. Der Verwaltungsrath iſt 
verpflichtet, bei Aufſtellung der Bilanz die vorhandenen Materialien „ Minera⸗ 
lien und Foſſilien nach dem ſelbſtkoſtenden Preiſe, die Fabrikationsprodukte nach 
den durchſchnittlichen Verkaufspreiſen waͤhrend der letzten Haͤlfte des abgelau⸗ 


fenen Jahres in Rechnung zu bringen. Wie viel von dem Werthe der Im⸗ | 


mobilien, Maſchinen, Forderungen und anderen beweglichen Gegenſtaͤnde, welche 


das Vermoͤgen der Geſellſchaft ausmachen, abgeſchrieben werden foll, ſteht in A 


dem Ermeſſen des Verwaltungsrathes. Es müffen jedoch bei Gebaͤuden, Ma⸗ 
ſchinen und Utenſilien mindeſtens fuͤnf Prozent pro Jahr abgeſchrieben werden. 
Nachdem die Abſchreibungen vollzogen find, bildet der nach Abzug der Paſſi⸗ 


ven bleibende Ueberſchuß der Aktiven den reinen Gewinn der Geſellſchaft. Die 


Jahresbilanzen ſollen durch die Geſellſchaftsblaͤtter bekannt gemacht werden. 
$. 36. | 


Von dem nach dem vorftehenden Paragraphen ermittelten unverkuͤrzten 


Reingewinne werden vorab mindeſtens zehn Prozent ſo lange zur Bildung eines 
Reſervefonds zuruͤckgelegt, bis dieſer zehn Prozent des eingezahlten Grundfape 
tals erreicht hat. Die Generalverſammlung beſchließt, wie viel von dem nach 
Abzug der Reſervequote und der Tantieme des Verwaltungsrathes, ſowie den 
Direktoren und Beamten verbleibenden Reingewinnreſte als Dividende unter ö 
die Aktionaire vertheilt werden ſoll. 3 Y 


H. 37. 


Der Reſervefonds wird durch den Verwaltungsrath getrennt verwaltet 
und kann nur auf Beſchluß der Generalverſammlung ganz oder theilweiſe zur 
Verwendung kommen. Er iſt jedoch, im Fall feiner gaͤnzlichen wie theilweiſen 
Verwendung, ununterbrochen auf dem ſtatutariſchen Wege zu ergaͤnzen. 


H. 38. 


Die Dividenden ſind an der Kaſſe der Geſellſchaft und an allen den Or⸗ 
ten zahlbar, welche der Verwaltungsrat beſtimmen und bekannt machen Br 


ae 


Sie werden jährlih am 1. Juli gegen Einlieferung der ausgegebenen, auf den 
Inhaber lautenden Dividendenſcheine ausgezahlt und verjaͤhren zu Gunſten der 
Geſellſchaft binnen vier Jahren vom Tage der Zahlbarkeit an. 


Titel VII. 
Aufloͤſung der Geſellſchaft. 


$. 39. 


Die Aufloͤſung der Geſellſchaft erfolgt in den durch das Geſetz vom 
9. November 1843. (Geſetz-Sammlung für 1843. S. 341.) vorgeſehenen Faͤl⸗ 
len ‚und wenn die Generalverſammlung dieſelbe in Gemaͤßheit des H. 33. be⸗ 
ſchließt. Im letzteren Falle bedarf ſie der landesherrlichen Genehmigung. 


Die Generalverſammlung beſtimmt in Uebereinſtimmung mit dem Geſetze 
den Modus der Liquidation und die Anzahl der Liquidatoren; ſie ernennt letz⸗ 
tere und beſtimmt deren Befugniſſe und Honorare. 


Titel VIII. 


Schlichtung von Streitigkeiten zwiſchen den Aktiongiren und 
der Geſellſchaft. 


H. 40. 


Streitigkeiten zwiſchen den Aktionairen und der Geſellſchaft ſollen durch 
zwei von den Parteien zu erwählende, im Regierungsbezirk Minden wohnende 
Schiedsrichter mit Ausſchluß des gewoͤhnlichen Rechtsweges geſchlichtet werden. 
Koͤnnen ſich die beiden Schiedsrichter nicht einigen, ſo ernennt auf den 
Antrag des Einen derſelben der zeitige Praͤſident der Königlichen Regierung 
zu Minden, und, wenn dieſer ſelbſt Aktionair iſt, das aͤlteſte unbetheiligte Mit⸗ 
glied derſelben Königlichen Regierung einen Obmann, welcher vorzugsweiſe 
aus den mit richterlichen Eigenſchaften verſehenen Juſtizbeamten zu wahlen iſt. 
Iſt eine Partei länger als vierzehn Tage nach ergangener Aufforderung mit 
der Wahl des Schiedsrichters ſaͤumig, ſo erfolgt die letztere in derſelben Weiſe, 
wie die Wahl des Obmannes. 
Das ſchiedsrichterliche Verfahren wird jedoch nur für diejenigen Strei⸗ 
tigkeiten eingefuͤhrt, welche die Rechte und Pflichten des Aktionairs und der 
Geſellſchaft auf Grund des gegenwaͤrtigen Statuts zum Gegenſtande haben. 
Gegen den ſchiedsrichterlichen Spruch findet kein Rechtsmittel, mit Ausnahme 
der Nichtigkeitsbeſchwerde, nach F. 172. Theil I. Titel 2. der Allgemeinen Ge- 
richts⸗Ordnung ſtatt. 
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5 uͤbernehmen. Namentlich hat die Geſellſchaft mit Ruͤckſicht auf die von i 


Be 


Titel IX. 3 RE 


Verhaͤltniſſe der Geſellſchaft zur Staatsregierung und zu den 
Spezialgeſetzen. 
H. 41. 


Die Königliche Regierung zu Minden, ſowie diejenigen Königlichen Nee 
gierungen, in deren Bezirken die Geſellſchaft Geſchaͤfte betreibt, ſind befugt, 
Kommiſſarien zur Wahrung des Aufſichtsrechts für beftändig oder für einzelne N 
Faͤlle zu beſtellen. Den Königlichen Kommiſſarien ſteht das Recht zu, von den 
Büchern, Rechnungen und fonfligen Verhandlungen und Schriftſtuͤcken der Ge 
ſellſchaft, ſowie deren Kaſſen und Anlagen jederzeit Einſicht zu nehmen. Auch 
kann der Kommiſſar der Königlichen Regierung zu Minden den Verwaltungs⸗ 
rath, die Generalverſammlung und ſonſtigen Organe der Geſellſchaft guͤltig 
zuſammenberufen. we: 


H. 42. N 
Die Geſellſchaft bleibt den, den Bergbau betreffenden, ergangenen und 


noch ergehenden geſetzlichen Vorſchriften unterworfen und verpflichtet ſich, auf 


Verlangen der Königlichen Regierung Obliegenheiken für öffentliche Zwecke 5 
r 
betriebenen Bergbaus, Hüften- und anderen gewerblichen Unternehmungen für 


die kirchlichen und Schul⸗Beduͤrfniſſe der von ihr beſchaͤftigten Arbeiter zu ſor⸗ 


gen, auch zu den Koſten der Polizei- und Gemeinde-Verwaltung in angemeſſe⸗ 
nem Verhaͤltniß beizuſteuern, und kann, ſofern dieſelbe ſich dieſer Verpflichtung 
entziehen ſollfe, angehalten werden, fir die gedachten Zwecke, ſowie noͤthigen⸗ 
falls zur Gruͤndung und Unterhaltung neuer Kirchen⸗ und Schul⸗Syſteme, bie 
jenigen Beitraͤge zu leiſten, welche von der Staatsregierung nach ſchließlicher | 
Beſtimmung der betreffenden Reſſortminiſter und des Miniſters fuͤr Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten für nothwendig erachtet werden. . 


„Titel X. 
Allgemeine Beſtimmung. 
H. 43. 


Saͤmmtliche an das Datum der Publikation von Bekanntmachungen in 
den Geſellſchaftsblaͤttern gebundenen Friſten laufen von dem Tage, an welchen 
das Blatt, worin die Bekanntmachung zuletzt erſcheint, ausgegeben iſt. 690 


Aclie 


- 500 Thaler. 


Auszu⸗ 5 

ſchneſ⸗ Actien- Gesellschaft für Bergbau und Hüttenbetrieb 
dender Porta Wesiphaliea. 

Talon. 


Gegründet durch notariellen Vertrag vom ten 
EEE. 185., beftätigt durch aechöchfe 
IERR ER SO ES EA 8 


Actie 


uͤ ber 


Der Inhaber iſt an der Aktien-Geſellſchaft für 
Bergbau und Hüftenbetrieb Porta Westphalica 
fuͤr den Betrag von 

Fünfhundert Thalern 
betheiligt und hat alle ſtatutenmaͤßigen Rechte 
und Pflichten. 


Dieſer 85 ſind fuͤnf Dividendenſcheine pro 
e bis...... 186, einſchließ⸗ 


lich nebſt Talon beigefuͤgt. 


1 5 un bei Minden, den „ ben 
ee 85. 


500 Thaler. 


1 Der berwaltungsrath. 


Stempel. (Eigenhaͤndige Unterſchrift 
a dreier Mitglieder.) 
Dieſer Talon 
wird gebunden 
h und beruht im 
0 Archive der 


| 

| 

} 
3 
0 

9 

ö 

. 

x 


(Eingetragen sub Fol, ..... (Eigenhändige Unterſchrift des 
Geſellſchaft. des Negiſters,) Kontrol⸗Beamten.) 
5 500 Thaler. 
Ar, 4755.) 
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Fünfhundert Thaler Preußiſch Kurant. 


7002 008 


Aktien⸗ 


. 


Aktien-Geſellſchaft für Bergbau und Hüttenbetrieb 
Porta Westphalica. 
Anweiſung zur Aktie 1 
(Trockner Stempel, ) 
Eingetragen in das Kupon⸗Regiſter Fol.... (Eigenhaͤndige Unterſchrift des Kontrol» Beamten.) 


= 


— 


Aktien -Geſellſchaſt für Bergbau und Hüttenbetrieb 
Porta Westphalica. 


(Trocener Stempel. ) 
Dividendenſchein zu der Aktie W. 


N 


Inhaber knfanngk am ien . ... 18. gegen dieſen Schein an der Geſell⸗ 5 


fee se ee oder an den bekannt zu machenden Stellen die ſtatutmaͤßig 
ermittelte Dividende für das Geſchaͤftsjahr 18. d 


Porta bei Minden, am ten 18. 5 
Der Verwaltungsrat h. 
(Unterſchrift dreier Mitglieder per facsimile.) d 
Inhaber empfängt am ten .. „ 18. gegen dieſe Anweiſung die zweite Serie 


der Dividendenſcheine zu der umſtehend bezeichneten Aktie ..... 1 
Porta bei Minden, den ten 1 ; 


Der Verwaltungsrat. 
(nterſchrift dreier Mitglieder per facsimile.) 


777!!! 8 
zahlbar am 


u RIO SERIE TORE OR 


§. 38. Die Dividenden berjähren zu Gunſten der 
Geſellſchaft binnen bier Jahren vom Tage 
der Zahlbarkeit an. 
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